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Wichtiger Schritt  
für den Erhalt der Clubkultur
Änderung der Baunutzungsverordnung hilft auch Leipziger Clubs

Autor SPD-Fraktion Leipzig
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Gesundheit als WareDer Bundestag hat sich jüngst für 
eine Anpassung der Baunutzungs-
verordnung ausgesprochen, um 
Musikclubs künftig zu den „Anlagen 
kultureller Zwecke“ zuzuordnen, 
statt sie wie bisher bauordnungs-
rechtlich als Vergnügungsstätten zu 
behandeln.

„Musikclubs sind aus unserer Pers-
pektive von ihrer Funktion und ihrer 
gesellschaftlichen Bedeutung her 
deutlich näher am Gewandhaus dran 
als an Spielotheken oder sonstigen 
kommerziellen Amüsierbetrieben, 
die, wie die Musikclubs vorher auch, 
zu den Vergnügungsstätten zählen. 
Aus diesem Grund begrüßen wir 
ganz ausdrücklich, dass der Bundes-
tag sich klar dazu bekannt hat, Mu-
sikclubs und Livemusikspielstätten 
als Kultureinrichtungen zu klassifizie-
ren und sie damit den Theatern und 
Opernhäusern rechtlich gleichzustel-
len“, erklärt Leipzigs SPD-Fraktions-

chef Christopher Zenker. Aus seiner 
Sicht sind Musikclubs elementarer 
Teil der modernen Musikkultur und 
eben keine rein kommerziellen Disko-
theken. Dieser Beschluss sei demnach 
ein wichtiger Schritt, um das allmäh-
liche Clubsterben zu stoppen. Durch 
Verdrängung und steigende Mieten 
haben viele Clubs in den vergange-
nen Jahren ihre Standorte verloren.

Verdrängung findet 
bereits statt
Ein konkretes Beispiel aus Leipzig 
ist das „So und So“, das aufgrund 
der Entwicklung des Eutritzscher 
Freiladebahnhofs einem Wohnquar-
tier weichen musste. Auch der na-
tional und international bekannte 
Musikclub „Distillery“ steht aktuell 
vor einer unsicheren Zukunft, weil 
auf dem Gelände, wo sich der Club 
befindet, ein neues Wohngebiet er-
stehen soll. Die neue Einstufung der 
Musikclubs eröffnet den Kommunen 

Möglichkeiten, hier steuernd einzu-
greifen. Gerade für Städte mit einer 
reichhaltigen, aber eben auch latent 
bedrohten Clubkultur machen die 
Musikclubs unter anderem, neben 
den Einrichtungen der Hochkultur, 
einen bedeutenden Standortfaktor 
aus. Vor allem für junge Menschen 
ist eine attraktive Clubkultur von 
großer Bedeutung. Das wiederum 
ist auch für Unternehmen wichtig, 
wenn es zum Beispiel um die Gewin-
nung neuer Fachkräfte geht.

Baunutzungsverordnung 
reicht nicht aus
Christopher Zenker ist sich sicher: 
„Es darf deshalb nicht allein bei 
einer symbolischen Zuordnung der 
Musikclubs zu den Kulturstätten 
bleiben. Jetzt muss jedoch zügig 
die gesetzliche Umsetzung folgen, 
damit die Kommunen auch die 
Möglichkeiten bekommen, Clubs 
beispielsweise in Wohngebieten zu 

Gerade die Stadt Leipzig zeichnet sich durch eine lebendige Clublandschaft aus.� Foto: pixabay.com

schützen.“ Daher müsse die Aner-
kennung der Clubkultur nicht nur 
in der Baunutzungsverordnung Nie-
derschlag finden, sondern auch in 
den Planungs- und Stadtentwick-
lungsprozessen konkret angegan-
gen werden. Geschehen kann dies 
beispielsweise bei Bauleitplanun-
gen, wenn es um Lärmschutz oder 
um den Erhalt bestehender Einrich-
tungen geht.
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Der Mangel an Hausärztinnen und 
Hausärzten ist in vielen Regionen 
ein Problem – auch in Chemnitz. 
Gut vier Jahre nach dem Stadtrats-
beschluss, bei der Sicherung der me-
dizinischen Versorgung auch einen 
kommunalen Akzent zu setzen, wur-
de in der regionalen Presse nun eine 
Zwischenbilanz vorgelegt. 

Vorhandene Expertise genutzt
Und diese kann sich sehen lassen: 
13 junge Medizinerinnen und Me-
diziner haben 2020 und 2021 ihre 
Arbeit als Hausärztinnen und Haus-
ärzte in der Stadt Chemnitz aufge-
nommen oder haben es kurzfristig 
vor – in neuen oder übernommenen 
Praxen, als Partnerinnen und Partner 
in bestehenden Praxen und in Me-
dizinischen Versorgungszentren. 23 
weitere angehende Medizinerinnen 
und Mediziner befinden sich in Aus-
bildung, haben teilweise schon den 
Einstieg in Hausarztpraxen im Blick. 
Im Januar 2017 beauftragte der 
Chemnitzer Stadtrat auf Antrag von 

SPD, DIE LINKE und VOSI/PIRATEN – 
jedoch mit einigem Gegenwind aus 
anderen Fraktionen, die Chemnitzer 
Wirtschaftsförderung, ihre Expertise 
bei der Fachkräftegewinnung auch 
darauf zu fokussieren junge Medizi-
nerinnen und Mediziner nach Chem-
nitz zu holen. Mit dem Doppelhaus-
halt 2017/18 wurde dafür auch eine 
Personalstelle beschlossen.

Als wichtiger Partner bei diesem 
Vorhaben sollte ein Weiterbildungs-
netzwerk Chemnitzer Hausärztinnen 
und Hausärzte eingebunden wer-
den, welche schon länger – ehren-
amtlich und mit Herzblut für ihre 
Profession – angehende Ärztinnen 
und Ärzte auf dem Weg in die am-
bulante Allgemeinmedizin begleite-
ten. Deren Arbeit wurde fortan von 
der Wirtschaftsförderung wesentlich 
unterstützt.

Schwierige Personalsituation
Ausgestanden ist der Mangel an 
jungen Medizinerinnen und Medi-

zinern noch nicht, es wird weitere 
Ärzte geben, die in den wohlver-
dienten Ruhestand gehen – von 37,5 
unbesetzten Stellen ist in der Freien 
Presse die Rede. Die guten Ansätze 
der CWE als Wirtschaftsförderer in 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Detlef Müller hatte sich maßgeblich für die Sicherung  
der medizinischen Versorgung in Chemnitz eingesetzt.� Foto: SUPER FOTO Chemnitz

Welche Möglichkeiten bietet  
eine digitale Verwaltung?
Diskussionsartikel zu Potenzialen und der notwendigen Anpassung  
staatlicher Strukturen

Autorin Birgit Fischer, Verwaltungsmitarbeiterin Projektleitung OZG, Mitglied SPD Plauen

Es ist derzeit viel in Bewegung 
gekommen – sowohl durch die 
Umsetzung des Onlinezugangs-
gesetzes (OZG) als auch durch die 
SmartCity-Projekte des Bundes. 
Schlagworte wie Smart Region, 
EfA-Prinzip (Einer für Alle) oder 
Registermodernisierung stehen da-
für, dass die tiefgreifenden Verän-

derungen der Digitalisierung in den 
Verwaltungen angekommen sind.

Im Vergleich zu vielen anderen Län-
dern gehört es aber auch zur Wahr-
heit, dass die staatlichen Strukturen 
mit den Aufgaben der Digitalisie-
rung überfordert sind. In den meis-
ten Verwaltungen ist die Anzahl der 

OZG-Prozesse im einstelligen Be-
reich. Durch die besonderen Anfor-
derungen der Pandemie, ob durch 
den Bedarf an digitalen Bildungs-
angeboten, an einem schnellen 
Aufbau eines Datennetzes für das 
Management des Infektionsgesche-
hens  oder an einem Pendant für 
direkten Behördenkontakt, wurden 

die Defizite der Verwaltung über 
alle Ebenen hinweg sichtbar.

Defizite sind systemimmanent
Dieses Scheitern kann jedoch nicht 
ausschließlich einzelnen Verwal-
tungsbereichen oder politisch Ver-
antwortlichen zugewiesen werden, 
auch wenn die Verantwortung im 
Prinzip hier liegt. Die Defizite sind 
systemimmanent. Die geschaffe-
nen, sich überlagernde Strukturen, 
die verteilten Zuständigkeiten und 
die daraus erforderlichen Abstim-
mungsverfahren kommen wegen 
juristischer, politischer und selbst 
gegebener bürokratischer Hemm-
nisse nicht voran. Digitalisierung ist 
kein technisches Thema, sondern 
ein strategisches. Digitalisierung ist 
disruptiv. Das gilt auch für den Staat.

Chemnitz zieht an – auch junge  
Medizinerinnen und Mediziner 
Kooperation mit der Wirtschaftsförderung sorgt für neue Hausärzte

Autor SPD-Fraktion Chemnitz

der Fachkräftegewinnung, ergänzt 
um das starke Signal des Freistaats, 
der am Klinikum Chemnitz einen 
Studiengang Humanmedizin der TU 
Dresden einrichtete, haben jedoch 
spürbare Erfolge erzielt. 

Kommunale Akzente gesetzt
Somit haben sich die Überzeugungs-
arbeit im Stadtrat und die Hartnä-
ckigkeit des SPD-Fraktionsvorsitzen-
den Detlef Müller und seiner Kol-
legin Susanne Schaper (DIE LINKE) 
im Januar 2017 gelohnt: Es können 
auch kommunalpolitisch Akzente für 
die medizinische Versorgung gesetzt 
werden.
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Digitalisierung ermöglicht für die 
öffentliche Verwaltung neue For-
men der Leistungserbringung – 
nutzer- und leistungsorientiert. Eine 
konzentrierte Leistungserstellung 
und ein dezentraler Leistungsbe-
zug sind in verschiedenen Varian-
ten denkbar: von mobiler Verwal-
tung bis hin zur Selbstabholung aus 
Schließfächern für nicht digitalisier-
bare Leistungen wie Ausweise. Be-
nötigt wird hierfür jedoch die ent-
sprechende technische Infrastruk-
tur, deren sicherer Betrieb und eine 
neue Form der Leistungserstellung. 
Vernetzung, Automatisierung, Kol-
laboration funktionieren nur aufein-
ander abgestimmt. Der Staat in der 
Cloud, als Plattform und als Platt-
formanbieter sind als Entwicklungs-
tendenz vorgezeichnet. Wie sollen 
darin die verschiedenen staatlichen 
Leistungen erbracht werden? Wel-
che Institution hat zukünftig wel-
che Aufgabe oder Verantwortung? 
Welche Struktur oder Institution ist 
erforderlich, welche entbehrlich? 

Die Digitalisierung der Verwaltung muss als Gesamtprozess gedacht werden.� Foto: pixabay.com
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Langfristiger Plan notwendig
Die kommunale Ebene wird und 
muss auch weiterhin der direkte 
Ansprechpartner für die Belange 
der Bürger*innen sein. Um eine Be-

teiligung an der Diskussion und an 
der Ausgestaltung dieser zukünfti-
gen Strukturen zu ermöglichen, ist 
ein Vorgehenskonzept zu entwi-
ckeln, wie dieser Zukunftsprozess 

gestaltet werden kann. Es ist eine 
offene Diskussion unter Einbezie-
hung der Wissenschaft erforderlich, 
wie öffentliche Dienstleistungen in 
Zukunft (2025 und danach) mit den 
Möglichkeiten der Digitalisierung 
erbracht und wie die Verwaltungs-
ebenen dafür neu aufgestellt wer-
den sollten.

Eine Beteiligung der Gesellschaft 
an diesen Zukunftsprozess sollte 
sichergestellt und nicht über die 
Köpfe hinweg entschieden oder 
die Ausgestaltung dem politisch 
Stärkerem überlassen werden, um 
Akzeptanz und Tragfähigkeit zu si-
chern. Wir als Städte und Regionen 
sollten aufpassen, an diese Ent-
wicklung nicht den Anschluss zu 
verpassen und letztlich dann nur 
Konsument zu sein. Die Aufgabe 
des Staates muss sein, sich perma-
nent weiterzuentwickeln. Wie sich 
der Staat entwickeln soll, ist eine 
Gemeinschaftaufgabe. Gestalten 
wir sie!
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Gotha, eine Stadt mit Persönlichkeit!
Wo Sozialdemokratie auch in der heutigen Zeit Erfolge schreibt

Autor Knut Kreuch, Oberbürgermeister der Residenzstadt Gotha

Es sind Menschen, die prägen und 
wenn die Prägung besonders gut 
werden soll, dann müssen es ganz 
viele sein, die Gleiches tun! Egal, 
ob in einer Stadt oder einem Staat, 
es sind Einzelne, zu denen wir auf-
schauen, es sind Fortschrittliche, 
denen wir nacheifern und es sind 
Engagierte, die wir unterstützen 
wollen. Die Wahl in Sachsen-Anhalt 
hat es wieder einmal gezeigt, wie 
wichtig es ist, bekannte Persönlich-
keiten hervorzubringen. Gute Arbeit 
bekommt am Wahltag wenig Kreuz, 
aber Persönlichkeit bekommt Kreuz 
und führt um 18 Uhr an die Spitze 
der Prognose. Wir sind in eine Zeit 
eingetreten, wo soziale Kälte den 
Bürger als Wärmekissen umfängt. So 
klug es ist, ins Homeoffice zu gehen, 
so ist der Verlust sozialer Kontak-
te nicht auszugleichen. So wertvoll 
Homeschooling, so fehlt doch der 
Kumpel oder die Freundin, um sich zu 
necken, um miteinander zu lachen. 
Maske schützt, aber sie verdeckt 
eben die Regungen im Gesicht, die 
Menschen so sympathisch machen. 
Allein Sport zu treiben, allein ein 
Buch zu diskutieren, allein Nistkästen 
zu bauen macht keine Freude, führt 
aber auf die Einbahnstraße der ICH-
Gesellschaft. Die Corona-Pandemie 
hat viele Menschen in bisher unge-
ahnte Lebenslagen gebracht und 
viele Eltern erkannten überraschend, 
wie wertvoll ein Kindergarten ist. 
Die Kommunen haben in der Pan-
demie Außergewöhnliches geleistet 
und das Leben in den Städten und 
Gemeinden aufrechterhalten. Dafür 
gilt allen Engagierten mein aufrich-
tiger Dank und die Aufforderung: 
Bitte bleibt so aktiv!

Nun gibt es aber so viele engagier-
te Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten in unseren Rathäusern. 
Fern der großen Politik leben wir 
ein bürgernahes Miteinander und 
bringen dadurch unser Gemeinwe-
sen voran. Die Kommunalpolitik ist 
der Quell unserer Erfolge und wenn 
wir seit Jahren an der ersten Stufe 
der Politik immer schwächer wer-

den, müssen wir uns nicht wun-
dern, wenn keine Landtags- und 
Bundestagserfolge zu erzielen sind. 
Es ist wichtig, dass nicht nur ein 
Stadt- und Gemeindeoberhaupt 
nah bei den Menschen ist, sondern 
auch jeder Abgeordnete muss durch 
Persönlichkeit und nicht durch Lis-
te punkten. Damit uns das Rad der 
Geschichte nicht überrollt, braucht 
es schnell pragmatische Lösungen, 
damit wir nicht bald bundesweit mit 
der 5 %-Hürde kämpfen müssen. 

Darum gilt es im nächsten Jahrzehnt 
Persönlichkeiten zu bilden, die im 
Sinne von Bebel und Liebknecht, von 

Brandt und Schmidt, aber auch von 
Müntefering und Schröder oder von 
Gerhard Neumann (Bundestag 1998 
= 34,6  %) oder Gerd Schuchardt 
(Landtag 1994 = 29,6 %) durch ihre 
Persönlichkeit, ihr Engagement und 
ihre Ideen mit den Menschen wieder 
Erfolge für die SPD einfahren. 

Wir brauchen das Vorbild der „Alten 
Meister“ um neue Persönlichkeit zu 

bilden. Wir merken es doch selbst, 
außerhalb der Kommunalpolitik ist 
die SPD nicht mehr erkennbar, sie ist 
in ihrer Politik nicht mehr zu unter-
scheiden von ihren Konkurrenten und 
manchmal glaube ich, keiner weiß, 
was sie leistet. Es gibt keine Arbei-
terinnen und Arbeiter mehr, die mit 
mehr als 50 % SPD wählen!

Der Osten Deutschlands lehrt uns 
mit jeder Wahl, wie schnell sich die 
Strömungen wenden. Ebbe und Flut 
sind hier so nah beieinander wie nur 
an der Nordsee nach einem Damm-
bruch. Im Osten konnten sich nach 
1990 nur dort parteiliche Bindungen 

aufbauen, wo CDU und FDP die al-
ten Blockparteien aufnahmen, doch 
auch hier gehen die Mitgliedschaften 
langsam zur Neige. Der SPD blieben 
viele Mitglieder fern, weil sie sich 
schon einmal in einer sozialistischen 
Partei engagierten, demgegenüber 
verzweifelten die Kämpfer der ersten 
Stunde oft an der Schwere der De-
mokratie. Darum ist die SPD im Osten 
nie Volkspartei geworden. Im Februar 

1990 bin ich in die SPD eingetreten, 
damals war Hans-Jochen Vogel unser 
Parteichef für eine Million Mitglieder. 
Ich kann es Euch nicht genau sagen, 
wie viele SPD-Vorsitzende ich in die-
ser Zeit erlebte, ich weiß nur, heute 
brauchen wir zwei, obwohl wir nicht 
mal mehr die Hälfte der Mitglieder 
von damals haben.

Doch nun zu Gotha. Im Schatten 
der Welterbes Friedenstein, jenes 
barocken Schlosses, das hoch über 
der Residenz die Stadtsilhouette 
überthront, gründete sich 1875 die 
geeinte sozialdemokratische Partei 
Deutschlands. Der „Gothaer Partei-
tag“ war das Zeichen zum Aufbruch, 
das „Gothaer Programm“ war sogar 
dem Philosophen Karl Marx eine Kri-
tik wert, die millionenfach gelesen 
worden ist. Gotha im 21. Jahrhundert 
ist eine wachsende Stadt, die Last-
kraftwagen, Getriebe, Gittermast-
kräne, Wohnmobile, Holzplatten, 
Metallmöbel und Kunststoffe in alle 
Welt liefert. Hier steht eine der mo-
dernsten Brauereien Deutschlands 
und wir schützen kleine Wunden mit 
„Gotha Plast“. Eigentlich ist Gotha 
eine berühmte Stadt, denn hier gab 
es 1642 die erste deutsche Schul-
pflicht, Gotha verschaffte seit 1785 
dem Weltbild Farbe durch Landkar-
ten und Atlanten, hier entstand 1805 
die älteste Bauschule Deutschlands, 
die erste deutsche Berufsschule wur-
de 1818 in Gotha gegründet und die 
Menschheit wird seit 1827 durch 
die erste deutsche Lebensversiche-
rung gut geschützt, um nur einige 
Beispiele zu nennen. Gothas erster 
Landesherr Ernst „der Fromme“ sag-
te gern: „In Gotha sind die Bauern 
schlauer als anderswo die Edelleute“. 
Heute ist das anders, denn „In Gotha 
sind die Bürger schlauer als in Erfurt 
die Beamten“, so der Volksmund.

Wie zeigt die fünftgrößte Stadt 
Thüringens im 21. Jahrhundert 
Persönlichkeit?
Gotha investiert einhundert Millio-
nen Euro in die weltweit bedeutsa-
men Kunstsammlungen von Schloss 

Knut Kreuch vor den wiederbeschafften Meisterwerken, die 1979 spektakulär gestohlen wurden 
und als „Kunstdiebstahl von Gotha“ in die Geschichte eingingen.� Foto: Anne Konradt
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Friedenstein, um für Thüringen ein 
weiteres touristisches Welterbe zu 
schaffen, Gotha schafft Arbeits-
plätze im neuen Industriegebiet 
„GothA4“ an der Autobahn, Gotha 
schafft für eine Million Euro In-
vestition den „Arnoldi-Garten“ als 
grünen Stadtrand für Erholung vor 
Ort. Gotha investiert in die Digita-
lisierung der Schulen und baut ei-
nen Skaterplatz für die tobende Ju-
gend, Gotha schafft im Wohngebiet 
„Gotha-West“ den ersten Kindergar-
ten-Neubau seit 1989, errichtet zwi-
schen Plattenbauten ein modernes 
Einfamilienhaus-Wohngebiet und sa-
niert die „gute Stube der Stadt“, den 
Hauptmarkt, als quirligen Lebensort 
in der Altstadt, um Handel und Ein-
kauf zu stärken. Das alles wird mög-

lich im engen Bürgerdialog, gerade 
jetzt, wenn nach dem schwer ver-
handelten Kauf des Bahnhofes des-
sen Neugestaltung beginnen soll.

Es sind fünf Persönlichkeiten, die 
Gotha zurzeit prägen. Und da sind 

wir wieder bei unseren Vorbildern. 
In Gotha sind es wirklich die „Alten 
Meister“, deren Heimkehr wir ab 
dem 23. Oktober 2021 im Herzog-
lichen Museum feiern. Nach der im 
Januar 2020 erfolgten sensationel-
len Rückkehr jener in der Nacht vom 

13. zum 14. Dezember 1979 im größ-
ten Kunstraub der DDR gestohlenen 
wertvollen Gemälde aus dem Schloss 
Friedenstein ist die Stadt Gotha in 
eine Erfolgsgeschichte eingebettet.

Wir wissen, wem wir was zu verdan-
ken haben. Es sind Persönlichkeiten 
in Europa, im Bund und im Land, die 
uns Fördergelder anvertrauen, weil 
sie wissen, dass Großartiges für die 
Menschen vor Ort erreicht wird. Das 
zeigt sich auch daran, dass seit 1994 
sozialdemokratische Oberbürger-
meister als Leitfiguren vorangehen 
und immer wieder mit neuen Ideen 
die Bürgerschaft begeistern.

Fazit: Wo die SPD Persönlichkeit 
zeigt, wird sie erfolgreich sein.

Sonderlastenausgleich 2021 
wurde ausgereicht
Kurorte erhalten eine Million Euro mehr Unterstützung

Autor Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales

Vergleich Sonderlastenausgleich Kurorte 2021 und 2020

Kurort	 Zuweisung 2021	 Zuweisung 2020 	 Differenz
	 (in Euro)	  (in Euro)	 (in Euro)
	
Bad Berka	 708.489,73	 584.203,07	 124.286,66
Bad Colberg
(Stadt Heldburg)   	 290.789,77	 256.950,76	 33.839,01
Bad Frankenhausen	 705.704,96	 675.124,90	 30.580,06
Bad Klosterlausnitz	 987.507,48	 834.005,67	 153.501,81
Bad Langensalza	 592.634,73	 599.061,84	 -6.427,11
Bad Liebenstein	 1.615.896,97	 1.278.448,92	 337.448,05
Bad Lobenstein	 389.499,65	 359.254,17	 30.245,48
Bad Salzungen	 1.065.057,18	 969.391,24	 95.665,94
Bad Sulza	 693.511,12	 728.195,66	 -34.684,54
Bad Tennstedt	 350.177,80	 286.559,13	 63.618,67
Friedrichroda	 952.421,91	 1.016.114,03	 -63.692,12
Heilbad Heiligenstadt	 546.739,25	 574.326,17	 -27.586,92
Masserberg	 577.028,90	 480.921,19	 96.107,71
Neustadt/Harz
 (Harztor)	 54.916,82	 55.348,49	 -431,67
Stützerbach 
(Ilmenau)	 19.694,97	 16.308,29	 3.386,68
Bad Tabarz	 874.685,17	 746.152,15	 128.533,02
Tambach-Dietharz	 112.435,60	 101.212,56	 11.223,04
Saalfeld	 462.807,99	 438.421,76	 24.386,23

SUMME	 11.000.000,00	 10.000.000,00	 1.000.000,00Anfang Juni wurden an die Kurorte 
die Bescheide zum Ausgleich ihrer 
besonderen Belastungen versandt. 
Im Jahr 2021 stehen hierfür elf Mil-
lionen Euro und damit eine Million 
Euro mehr als 2020 zur Verfügung. 
Die Verteilung der Mittel erfolgt 
zu zwei Dritteln nach der Zahl der 
Übernachtungen des Vorjahres und 
zu einem Drittel nach der Zahl der 
Betten in Vorsorge- und Rehabilita-
tionseinrichtungen des Vorvorjahres.

Die Rückmeldungen der Kurorte 
haben gezeigt, dass die Übernach-
tungszahlen 2020 im Vergleich zum 
Jahr 2019 bei allen Kurorten bedingt 
durch die Pandemie-Situation um 
insgesamt 25 Prozent zurückgegan-
gen sind. Die Mehrzahl der Kurorte 
erhält höhere Zuweisungen.

Nach dem Thüringer Finanzaus-
gleichsgesetz wären die Mittel erst 
zum 1. Oktober des laufenden Jah-

res fällig. „Die Auswirkungen der 
Corona-Pandemie auf die Kuror-
te machen ein schnelles Handeln 
erforderlich“, sagt Georg Maier, 
Thüringer Minister für Inneres und 
Kommunales. Er ergänzt: „Im An-
schluss an diese Auszahlung wer-
den wir auch die Ausreichung der 

Ohne Sonderlastenausgleiche für Kurorte wären Kleinode wie der Japanische Garten  
in Bad Langensalza kaum denkbar.� Foto: Klaus Dieter vom Wangenheim auf Pixabay

im Haushalt 2021 bereitgestellten 
zusätzlichen Sonderzuweisungen 
für Kurorte zur Abfederung der Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie in 
Höhe von fünf Millionen Euro ent-
sprechend der Verteilungskriterien 
des Kurlastenausgleichs zügig vor-
bereiten.“

In Gotha ist nicht nur das Rathaus seit Jahren rot.� Foto: K. H. J. / MCI auf Pixabay
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Seit vielen Jahren honoriert die 
SPD-Landtagsfraktion ehrenamtlich 
Engagierte aus Thüringen mit dem 
Hermann-Brill-Preis. Im vergange-
nen Jahr erhielt Ingrid Mitschke aus 
Suhl diese Ehrung für ihr langjäh-
riges Engagement im Verein „Alt 
– aber trotzdem… Senioren helfen 
Senioren Suhl und Zella-Mehlis e.V.“. 
Mit über 450 Vereinsmitgliedern 
und 150 Engagierten in Suhl und 
Umgebung hilft der Verein älteren 
Menschen dabei, ihren Alltag zu or-
ganisieren.

Und auch für dieses Jahr werden 
wieder würdige Preisträger:innen 

gesucht. Wenn Ihr Personen kennt, 
die sich seit langem in Vereinen, Ver-
bänden, Initiativen oder in ehren-
amtlicher Tätigkeit für Kommunal

parlamente engagieren, dann freut 
sich die SPD-Landtagsfraktion auf 
Euren Vorschlag.

Reicht hierfür den ausgefüllten 
Bewerbungsbogen einschließlich 
aussagekräftiger Begründung bis 
zum 31. Juli 2021 unter folgender  
Adresse ein:  
SPD-Fraktion im Thüringer Land-
tag, Fraktionsgeschäftsführer Uwe 
Schlütter, Jürgen-Fuchs-Straße 1, 
99096 Erfurt, Mail:  
uwe.schluetter@spd-thl.de 
Bewerbungsbogen erhaltet Ihr unter 
www.spd-thl.de und auf Nachfrage bei 
der Fraktion.

Hermann-Brill-Preis 2021
Vorschläge können jetzt eingereicht werden

Autor Vincent Ackermann

„ Die Bekämpfung von Rechts extremismus ist 
nach wie vor ein aktuelles und zentrales  Thema. 
Wer den ,blick nach rechts‘ regelmäßig liest, 
erkennt die aktuellen Gefahren von Rechtsaußen 
und kann sachkundig argumentieren.“ 
  
Ute Vogt, MdB

Weitere Informationen im Netz: www.bnr.de

Anzeige
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Kommunalpolitik im Landtagswahlkampf
Kurze Analyse zur Landtagswahl in Sachsen-Anhalt

Autor SKG Sachsen Anhalt

Am 06. Juni 2021 hat Sachsen-Anhalt 
einen neuen Landtag gewählt. 
Stärkste Kraft wurde dabei die CDU 
mit 37,1 Prozent der Zweitstimmen 
und 40 von 41 Direktmandaten. Den 
meisten Zulauf erhielten sie dabei 
mit rund 37.000 Stimmen aus dem 
Nichtwählerlager, doch auch Wäh-
ler aller anderen Parteien liefen 
zur CDU über. Angenommen wird 
nun, dass eine INSA-Umfrage vom 
26.  Mai  2021 daran nicht ganz un-
schuldig ist. Sie zeigte die AfD knapp 
als stärkste Kraft vor der Union, 
woraufhin Ministerpräsident Reiner 
Haseloff offen sagte, wer dies ver-
hindern wolle, müsse CDU wählen. 
Vermutlich ist auch so zu erklären, 
dass gut 15.000 Wähler der SPD zur 
Union überliefen. 

Die Sozialdemokraten holten nur 
8,4 Prozent der Stimmen und lan-
deten somit noch 2,2 Prozent unter 
dem bisherigen Tiefstwert von 2016. 
Doch auch ohne die Abwanderung 
zur CDU wäre man in Sachsen-Anhalt 
nur auf 9,8 Prozent gekommen und 
hätte sich somit verschlechtert. Den 
zweithöchsten Verlust erlitten die 
Genossen durch den Generationen-
wechsel, so ist die SPD nur noch bei 
den über 60-Jährigen zweistellig und 
hat besonders bei jungen Menschen 
herbe Verluste hinnehmen müssen. 
Gleichzeitig ist die Bevölkerung in 
Sachsen-Anhalt in den letzten drei 
Jahrzehnten um 1/3 gesunken und 

36 Prozent der Menschen sind 60 
Jahre und älter. Die drei besten Erst
stimmenergebnisse holten Armin 
Willingmann (WK Wernigerode), 
Rüdiger Erben (WK Weißenfels) und 
Florian Fahrtmann (WK Blanken-
burg). Tendenziell sind die Ergebnis-
se der SPD im Nordwesten besser 
als im Südosten, Erbens Wahlkreis 
bildet hier die einzige Ausnahme. 

Stimmverteilung Vergleich 2021 und 2016 in Prozent� Grafik: SGK

Spitzenkandidatin und Fraktionsvorsitzende 
Katja Pähle� Foto: Sarah Lorenz

Außerdem ist zu erkennen, dass ne-
ben landespolitischer Präsenz auch 
kommunalpolitisches Engagement 
zu besseren Ergebnissen führt. Das 
bewies nicht nur Fahrtmann, son-
dern beispielsweise auch Juliane 
Kleemann (WK Stendal), Wolfgang 
Zahn (WK Oschersleben-Wanzleben) 
und Oliver Stegert (WK Gardelegen-
Klötze). Sie alle sind in Stadtrat oder 

Kreistag aktiv, einige sogar in beiden. 
„Auch bei der Landtagswahl bleiben 
kommunalpolitische Themen nicht 
außen vor“, meint Fahrtmann. Seiner 
Meinung nach ist es den Menschen 
wichtig Ansprechpartner vor Ort zu 
haben, die sich auch um die kleinen 
Alltagsprobleme kümmern. „Sicher-
lich hilft es, dass frau in der Kom-
munalpolitik engagiert ist. Zumal es 
bei uns sehr darum geht, dass Men-
schen uns kennen“, ergänzt Juliane 
Kleemann. Auf die Bekanntheit vor 
Ort setzte auch die CDU mit einer 
knallharten Erststimmenkampagne, 
die im Ergebnis zu 40 (vorher 27) von 
41 Direktmandaten führte. Welche 
Rückschlüsse aus der jetzigen Wahl 
zu ziehen sind, wollen die Sozialde-
mokraten in den nächsten Wochen 
beraten. Spitzenkandidatin Katja 
Pähle wurde von der neuen Fraktion 
einstimmig zur Fraktionsvorsitzenden 
gewählt und damit im Amt bestätigt. 
Parlamentarischer Geschäftsführer 
ist erneut Rüdiger Erben.

Gesundheit als Ware 
Die Geschichte des Kinderkliniksterbens

Autorin Katharina Zacharias

Das Kind schreit aus Leibeskräften. 
Es ist mitten in der Nacht. Die kleine 
Stirn glüht, doch das letzte Zäpfchen 
gegen Fieber ist gerade mal drei 
Stunden her. Es bekommt vor lauter 
Husten kaum noch Luft. Man hält 
das weinende Kind in den Armen 
und wünscht sich sehnlichst Hilfe.

Das ist eine Situation, die wahrschein-
lich alle Eltern kennen. Die Gedanken 
werden dominiert von Verzweiflung, 
Unsicherheit und Hilflosigkeit. Jetzt 
ist ärztlicher Rat gefragt. Doch in vie-

len Fällen stehen Eltern dabei mitt-
lerweile vor dem nächsten Problem: 
Während neun von zehn Menschen 
in den Städten ein Krankenhaus bin-
nen maximal 15 Minuten erreichen 
können, trifft das gerade in ländli-
chen Regionen auf nicht mal zwei 
Drittel zu. Eine besondere Schwie-
rigkeit stellt hierbei die wohnortnahe 
medizinische Versorgung von Kin-
dern dar. Durch die Fehlanreize des 
Systems der Fallpauschalen (DRGs) 
und die immer stärker fortschrei-
tende Privatisierung von ehemals 

kommunalen Krankenhäusern ist in 
den letzten 30 Jahren mehr als jede 
fünfte Kinderklinik geschlossen wor-
den und knapp die Hälfte der Bet-
ten, die es noch 1991 in Deutschland 
gab, wurden inzwischen abgebaut. 
Verschärft wird die Lage, weil sich 
Krankenhäuser ohne pädiatrische 
Abteilung häufig weigern, Kinder zu 
versorgen. Jedes Jahr werden mehre-
re solcher Fälle bekannt. Eltern haben 
dadurch häufig nicht nur die statisti-
sche Viertelstunde bis zur nächsten 
Klinik, sondern nicht selten sogar 

Florian Fahrtmann, Fraktionsvorsitzender  
im Stadtrat Ilsenburg, holte das beste 
Erststimmenergebnis eines ehrenamtlichen 
Kommunalpolitikers.� Foto: Susi Knoll
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In den letzten 30 Jahren wurde mehr als jede fünfte Kinderklinik geschlossen und knapp die Hälfte der Betten abgebaut.� Foto: Pixabay.com

bis zu 45 Minuten. Doch das bringt 
Eltern auch dazu, abzuwägen, ob 
sie eine solche Fahrt ihrem kranken 
Kind mitten in der Nacht überhaupt 
zumuten können, vorausgesetzt sie 
verfügen überhaupt über ein eigenes 
Auto.

Was eine solche Abwägung für dra-
matische Folgen haben kann, zeigte 
erst dieses Jahr der Fall der kleinen 
Wilma aus Parchim. Ihre Eltern ent-
schieden sich dagegen, mit ihrer 
kranken Tochter fast eine Stunde 
und über 50 Kilometer über Land bis 
nach Schwerin zu fahren. Unlängst 
vorher wurde die Kinderklinik in 
Parchim vom privaten Klinikkonzern 
Asklepios geschlossen. Doch Wilma 
hatte kein harmloses Fieber. Sie litt 
unter einer Blutvergiftung und einer 
gefährlichen Hirnhautentzündung. 
Die Kleine hat den Kampf gegen die 
Krankheit gewonnen, doch Spätfol-
gen sind nicht ausgeschlossen.

Dieser Fall steht symbolisch für etli-
che weitere. Auch der Kinder- und 
Jugendärzteverband beklagt ein 
Kinderkliniksterben. Sie sehen die 
stationäre medizinische Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen akut 
gefährdet. Als Gründe für den drasti-
schen Rückgang der Kinderstationen 
sehen sie sowohl die Privatisierung 
des Gesundheitssystems als auch die 
Einführung der DRGs. Fakt ist, dass 
die Zahl der privaten Krankenhäuser 
in den letzten Jahren um 102 Prozent 
gestiegen ist, während sich öffentli-
chen Kliniken halbiert haben. Auch 
das System der Fallpauschalen steht 

schon seit Jahren in der Kritik. Deren 
Brisanz in den Kinderkliniken liegt 
darin, dass die Versorgung von Kin-
dern deutlich vielschichtiger ist. Des-
halb gibt es für Kinderabteilungen bis 
zu 500 verschiedene Fallpauschalen, 
während es bei der medizinischen 
Versorgung von Erwachsenen durch-
schnittlich nur 200 sind. Hier begin-
nen die Schwierigkeiten also schon 
bei der Einordnung der einzelnen 
Fälle. Außerdem sind die Personal-
kosten in der Kindermedizin circa 
eineinhalbmal so hoch wie bei Abtei-
lungen für Erwachsene.

Wie das Beispiel der kleinen Wilma 
zeigt, ist medizinische Versorgung 
von Kindern häufig Notfallmedizin. 
Diese akut auftretenden Fälle sind 
kaum vorhersehbar. Zwar gibt es 
jahreszeitliche Häufungen, doch kön-
nen die Fallzahlen der einzelnen Ta-
ge selbst in diesen Hochzeiten stark 
schwanken. Die Vorhaltekosten sind 
aus diesem Grund fast doppelt so 
hoch wie bei erwachsenen Patienten 
und werden vom bisherigen Vergü-
tungssystem nicht berücksichtigt. So 
regte unter anderem die Techniker 
Krankenkasse jüngst eine Änderung 
der Krankenhausfinanzierung an. 
Ihr Vorschlag sieht eine Mischung 
aus Finanzierung der Vorhaltekos-
ten, DRGs und qualitätsorientierten 
Zuschlägen vor.

Fachleute warnen schon länger da-
vor, dass der massive Rückgang von 
Kinderkliniken gerade die beson-
ders schutzbedürftigen, kleinsten 
Patient*innen beim Zugang zu Ge-

sundheitsleistungen diskriminiert. So 
werden nicht nur Anfahrtswege und 
Wartezeiten immer länger, sondern 
die Reduzierung der Betten auf die 
Hälfte bei gleichzeitig steigenden 
Fallzahlen in der Kindermedizin sorgt 
auch dafür, dass eine stationäre Ver-
sorgung von Kindern unter Umstän-
den hinausgezögert oder gar ganz 
abgelehnt werden muss, weil die 
Bettenkapazitäten nicht vorhanden 
sind. Jedoch stellen der Transport 
in einer andere, weiter entfernte 
Klinik oder gar eine stattdessen vor-
genommene ambulante Versorgung 
auch immer ein Risiko für die kleinen 
Patient*innen dar, die ihre Sympto-
me, im Gegensatz zu Erwachsenen, 
meist noch nicht klar definieren und 
beschreiben können.

Aus all diesen Gründen fordern nicht 
nur pädiatrische Fachverbände, son-
dern auch der Deutsche Ethikrat seit 
einiger Zeit einen Sicherstellungszu-
schlag für Kinderkliniken sowie eine 
Entkopplung der Kinder- und Ju-
gendmedizin vom System der DRGs. 
Die diagnosebezogenen Fallgruppen 
wurden 2002 in Deutschland ein-
geführt und sind Grundlage eines 
leistungsorientierten Vergütungssys-
tems, das auf pauschalisierten Prei-
sen für jede Fallgruppe beruht. Lange 
blieben die Forderungen der Fachver-
bände von der Politik unberücksich-
tigt. Doch im Sommer 2020 nahm 
sich Mecklenburg-Vorpommerns Mi-
nisterpräsidentin Manuela Schwesig 
(SPD) diesem Thema an. Anlass hier-
für war die Schließung der Parchimer 
Kinderklinik. Denn nicht nur, dass 

den politischen Akteuren die Hände 
gebunden waren; wie sich später he-
rausstellte, wurde auch der vom pri-
vaten Klinikbetreiber Asklepios vor-
geschobene Fachkräftemangel durch 
Kündigungen selbst herbeigeführt.

Neben der Kinder- und Jugendmedi-
zin soll nach Ansicht Schwesigs auch 
die Kinderchirurgie aus den DRGs aus-
gegliedert werden. Sachsen-Anhalt 
schloss sich als erstes Bundesland 
der Bundesratsinitiative von Meck-
lenburg-Vorpommern an. In einem 
gemeinsamen Video forderten Saskia 
Esken und Katja Pähle 390 Millionen 
Euro aus dem Block der Krankenhaus-
finanzierung vom Konjunkturpakt des 
Bundes speziell für die Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen auf-
zuwenden. Außerdem stehen die Re-
form der Fallpauschalen und eine zu-
verlässige Finanzierung für innovative 
Strukturen der ambulanten und sta-
tionären Versorgung genauso im Fo-
kus der beiden Politikerinnen wie ei-
ne bessere Ausbildung im Bereich der 
Kindermedizin und Kinderpsychiatrie, 
verbunden mit einer stärkeren Be-
werbung des Studiengangs, um den 
Fachkräftemangel in der Kinder- und 
Jugendmedizin noch abfangen zu 
können. Außerdem fordert Pähle eine 
höhere Sockelfinanzierung, um insbe-
sondere Krankenhäuser im ländlichen 
Raum zu stärken und die Grundver-
sorgung so sicherzustellen. Auch das 
Zukunftsprogramm der SPD trägt 
dieser Entwicklung Rechnung. So soll 
die Kindermedizin nicht nur aus den 
DRGs rausgelöst werden, sondern es 
sollen auch 13 Prozent mehr Mittel 
für Kinderkliniken bereitgestellt wer-
den und besondere Anreize für die 
Ausbildung von Kinderärzt*innen und 
Kinderpsychiater*innen geschaffen 
werden.

Für die kleine Wilma und ihre Familie 
kommt dies jedoch zu spät. Sie ha-
ben sich dazu entschlossen, Parchim 
zu verlassen und in eine größere 
Stadt mit besserer medizinischer 
Versorgung für Kinder zu ziehen. Sie 
werden nicht die einzige Familie aus 
einem strukturschwachen ländlichen 
Gebiet sein, die eine solche Ent-
scheidung getroffen hat. Und dabei 
braucht es gerade in diesen Regio-
nen so dringend den Zuzug junger 
Familien.

Dies ist ein Nachdruck aus 
www.socialdebates.de


